Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudesache 1979 
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(16. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Ergän- 
zung des Gesetzes zur Ausführung des Abkommens vom 
27. Februar 1953 über deutsche Auslandssdiulden 

— Drucksache 1651 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Dr. Schwarzhaupt: 


Das Ausführungsgesetz vom 24. August 1953 zu 
dem Abkommen über deutsche Auslandsschulden 
(Londoner Schuldenabkommen) enthält eine Be- 
stimmung über die Änderung von Art und Um- 
fang der Sicherheiten, die der deutsche Schuldner 
bestellt hat. Die Sicherheiten entsprechen in vie- 
len Fällen nicht mehr dem Stand der Schuld, die 
sich durch Rückzahlungen oder durch die Rege- 
lung nach dem Schuldenabkommen verringert hat. 
Als eine billige Maßnahme zugunsten des deut- 
schen Schuldners soll diesem deshalb die Möglich- 
keit eröffnet werden, die von ihm bestellten Sicher- 
heiten dem Stand der Schuld anzupassen. 

Bei Schulden, für die Teilschuidverschreibungen 
ausgestellt waren, ergeben sich Schwierigkeiten 
daraus, daß nicht ohne weiteres alle Gläubiger ein 
Regelungsangebot nach dem Londoner Schulden- 
abkommen annehmen, daß aber die Sicherheiten 
für die gesamte Schuld bestellt sind und deshalb 
nur mit Wirkung gegenüber allen Inhabern der 
Teilschuldverschreibungen geändert werden kön- 
nen. Es wäre eine erhebliche Erschwerung für den 
deutschen Schuldner, wenn die Änderung der 
Sicherheit von der Zustimmung aller Inhaber der 
Teilschuldverschreibungen abhängig gemacht wer- 
den müßte; andererseits können die Sicherheiten 
ohne Zustimmung aller Gläubiger nur geändert 
werden, wenn besondere Sicherungen zur Wah- 
rung ihrer Rechte vorgesehen werden. Zu diesem 
Zweck sieht das Erste Ausführungsgesetz ein be- 
stimmtes gerichtliches Verfahren für die Abände- 
rung der Sicherheiten für Schuldverschreibungen 
vor. Nach § 76 Abs. 3 des Ausführungsgesetzes 
setzt die gerichtliche Entscheidung über eine im 
Regelungsangebot des Schuldners vorgesehene 
Änderung oder Aufhebung einer Sicherheit 
voraus, daß eine bestimmte Mehrheit von 
Gläubigern das Regelungsangebot ausdrücklich 


angenommen und daß eine bestimmte Minder- 
heit ihm nicht ausdrücklich widersprochen hat. Die 
Mehrheit der Gläubiger wird von dem Betrag der 
Schuldverschreibungen berechnet, die nach den 
Bestimmungen des Wertpapierbereinigungsgesetzes 
bereinigt sind. Die Minderheit wird von dem Ge- 
samtbetrag der Schuldverschreibungen berechnet, 
die bei Abgabe des Regelungsangebots noch offen - 
stehen. 

Die praktische Entwicklung zeigte, daß bei dieser 
Regelung der deutsche Schuldner in vielen Fällen 
nicht in den Genuß des Vorteils kommen würde, 
der ihm durch das gerichtliche Verfahren eröffnet 
werden sollte. Bei Erlaß des Ausführungsgesetzes 
war man davon ausgegangen, daß die Wertpapier- 
bereinigung schnell abgeschlossen sein werde und 
daß sich die Inhaber der Auslandsbonds beeilen 
würden, das Regelungsangebot des Schuldners an- 
zunehmen, da sie anderenfalls nicht damit rech- 
nen können, in absehbarer Zeit ihre Ansprüche 
gegen den Schuldner in Deutschland durchzusetzen. 
Um im Interesse der deutschen Schuldner mög- 
lichst schnell Klarheit über den Umfang der Sicher- 
heiten herbeizuführen, sah § 76 Abs. 4 des Aus- 
führungsgesetzes daher vor, daß die gerichtliche 
Entscheidung über die Änderung oder Aufhebung 
einer Sicherheit nur zulässig ist, wenn die Voraus- 
setzungen des Absatzes 3, d. h. das Zustandekom- 
men einer Gläubigermehrheit und das Nichtzu- 
standekommen einer anderen Gläubigerminderheit 
innerhalb einer kurz bemessenen Frist, erfüllt wür- 
den. Die Erwartung hat sich jedoch als irrig er- 
wiesen, daß die Gläubiger sich in ihrer überwie- 
genden Mehrheit schnell für das Regelungsangebot 
entscheiden würden. Die Auslandsbonds sind, ins- 
besondere in den Vereinigten Staaten von Ame- 
rika, nach ihrer Bereinigung zum Börsenhandel zu- 
gelassen worden, ohne daß der Verkäufer vorher 
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dem Regelungsangebot des Schuldners zugestimmt 
haben mußte. Einer Gruppe von Käufern dieser 
Bonds war aus spekulativen Gründen an einer 
schnellen Bedienung der Bonds nichts gelegen; sie 
hielten diese vielmehr in der Erwartung einer 
günstigeren späteren Situation zurück, ohne das 
Regelungsangebot anzunehmen. So entstand die 
Gefahr, daß die in § 76 Abs. 3 des Ausführungs- 
gesetzes vorgesehene Gläubigermehrheit nicht in- 
nerhalb der in Absatz 4 bestimmten Frist zustande 
kommt. Damit wäre dem deutschen Schuldner end- 
gültig die Möglichkeit genommen, die von ihm 
gestellte Sicherheit dem neuen Stand seiner Schuld 
anzupassen. 

Dieser Gefahr soll Artikel I Nr. 1 des Entwurfs 
Vorbeugen. Hier wird bestimmt, daß die bisher 
wie eine Ausschlußfrist wirkende Jahresfrist des 
§ 76 Abs. 4 in Zukunft die Mindestfrist ist, die 
abgewartet werden muß, ehe eine gerichtliche Ent- 
scheidung über die Abänderung der Sicherheit er- 
gehen darf. Die Voraussetzungen des Absatzes 3 
(Gläubigermehrheit bzw. -minderheit) können aber 
innerhalb von fünf Jahren noch erfüllt werden, 
nämlich innerhalb der Frist, in der überhaupt die 
Gläubiger das Regelungsangebot annehmen kön- 
nen (Artikel 15 Abs. 2 Buchstabe b des Londoner 
Schuldenabkommens) . 

- Die übrigen Änderungen im Wortlaut von Ar- 
tikel 76 Abs. 3 betreffen nur die Technik der Fest- 
stellung, ob die Gläubigermehrheit oder die Gläu- 
bigerminderheit zustande gekommen ist. Von mate- 
rieller Bedeutung ist lediglich die Vorschrift, daß 
es der zum Schutze der Gläubiger erschwerten Vor- 
aussetzungen für eine Änderung oder Aufhebung 
von Sicherheiten nach § 76 Abs. 3 nicht bedürfen 
soll, wenn die Änderung nur darin besteht, daß 
eine Schuldverschreibungshypothek nach §§ 1187 
und 1189 BGB durch ein Grundpfandrecht zu- 
gunsten des Anleihetreuhänders selbst ersetzt 
wird. Bei dieser Änderung werden die wirtschaft- 
lichen Interessen des Gläubigers nicht beeinträch- 
tigt; sie ist aber im Interesse der Übersichtlichkeit 
des Grundbuchs und in Anbetracht der Schwierig- 
keiten, die sich aus § 75 des Ausführungsgesetzes 
ergeben, wünschenswert. 

Artikel I Nr. 2 des Entwurfs regelt den Fall, daß 
■ bei einer Anleihe eine Bank als Treuhänderin zwi- 
schen den Schuldner und die Inhaber der Teil- 
schuldverschreibungen eingeschaltet ist. In diesen 
Fällen ist die Bank formalrechtlich Gläubigerin 
des deutschen Schuldners; die Bank hat ihrerseits 
Teil- oder Hinterlegungszertifikate über Teil- 


beträge der Forderung an die Einzelgläubiger aus- 
gegeben. Hier sollen die Inhaber der Teil- oder 
Hinterlegungszertifikate als Gläubiger im Sinne 
des § 76 anzusehen sein. Für die Frage, ob eine 
für die Änderung oder Aufhebung der Sicherheit 
erforderliche Gläubigermehrheit oder -minderheit 
vorhanden ist, kommt es also auf die Zustimmung 
oder den Widerspruch der Zertifikatsinhaber als 
der wirtschaftlich Berechtigten an. 

Durch ein Schreiben des Bundes Justizministe- 
riums vom 12. Oktober 1955 ist eine Anregung des 
Bundeswirtschaftsministers weitergegeben worden, 
in Artikel I des Entwurfs eine Nr. 3 vorzusehen. 
Es soll in das Ausführungsgesetz eingefügt werden 
ein § 108 b, nach dem Schuldverschreibungen, die 
im Rahmen des Londoner Schuldenabkommens an 
Stelle alter Schuldverschreibungen in den Verkehr 
gebracht werden, nicht der Genehmigung nach 
§ 795 Abs. 1 und § 808 a des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs bedürfen. Der Wortlaut des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs hat hier zu Zweifeln Anlaß gegeben; 
eine Reihe von Anleiheschuldnern hat die Geneh- 
migung des Bundeswirtschaftsministeriums bean- 
tragt; andere haben die Schuldverschreibungen be- 
reits ohne Genehmigung in den Verkehr gebracht. 
Nach deutschem Rechtsverständnis ist die Geneh- 
migungsfreiheit bei der gegebenen Sachlage selbst- 
verständlich; im Hinblick darauf, daß die aus- 
ländischen, insbesondere die angelsächsischen, 
Gläubiger in dieser Beziehung sehr formal denken, 
dürfte jedoch eine ausdrückliche Bestimmung im 
Gesetz geboten sein. 

Den Gläubigermächten war von der Bundes- 
regierung im Verlaufe der Verhandlungen über 
das Londoner Schuldenabkommen zugesagt wor- 
den, daß sie bei der Ausarbeitung der auf dem Ge- 
biet der Anleihesicherheiten erforderlichen Ge- 
setzesvorschriften konsultiert werden würden. Sie 
haben den vorgesehenen Ergänzungen des Aus- 
führungsgesetzes zugestimmt. 

Der Rechtsausschuß stimmte der Regierungsvor- 
lage einschließlich der von dem Herrn Bundes- 
minister der Justiz angeregten Ergänzung durch 
Nr. 3 zu. 

Die Frage, ob die Zustimmung des Bundesrates 
erforderlich ist, wurde verneint, da die Gründe, die 
seinerzeit die Zustimmung des Bundesrates zu dem 
Ersten Ausführungsgesetz erforderlich machten, 
bei den vorliegenden Abänderungsvorschriften 
nicht gegeben sind. Der mitberatende Ausschuß 
für Finanz- und Steuerfragen hat keine Bedenken 
geäußert. 


Bonn, den 14. Dezember 1955 


Frau Dr. Schwarzhaupt 

Berichterstatterin 
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B. Antrag des Aussdiusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1651 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 16. Dezember 1955 

Der Ausschuß für Rechtswesen und 
Verfassungsrecht 

Hoogen Frau Dr. Schwarzhaupt 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines 

Zweiten Gesetzes zur Ergänzung des Gesetzes zur Ausführung des Ab- 
kommens vom 27. Februar 1953 über deutsche Auslandsschulden 

— Drucksadle 1651 — 

mit den Besdilüssen des Ausschusses für Rechtswesen und Verfassungsrecht 

(16. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Ergän- 
zung des Gesetzes zur Ausführung des Ab- 
kommens vom 27. Februar 1953 über deut- 
sche Auslandsschulden 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen; 

Artikel I 

Das Gesetz zur Ausführung des Abkom- 
mens vom 27. Februar 1953 über deutsche 
Auslandsschulden vom 24. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1003) in der Fassung 
des Gesetzes vom 9. Februar 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 57) wird wie folgt ergänzt: 

1. § 76 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Dem Antrag auf eine gerichtliche 
Entscheidung nach den Absätzen 1 und 2 
kann erst stattgegeben werden, wenn die in 
Absatz 4 bestimmte Frist abgelaufen ist 
und folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 

1 . Das Regelungsangebot muß von Gläu- 
bigern angenommen worden sein, deren 
Forderungen die Mehrheit des Gesamt- 
betrages derjenigen Schuldverschreibun- 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Ergän- 
zung des Gesetzes zur Ausführung des Ab- 
kommens vom 27. Februar 1953 über deut- 
sche Auslandsschulden 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen; 

Artikel I 

Das Gesetz zur Ausführung des Abkom- 
mens vom 27. Februar 1953 über deutsche 
Auslandsschulden vom 24. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1003) in der Fassung 
des Gesetzes vom 9. Februar 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 57) wird wie folgt ergänzt: 

1. unverändert 


4 



Entwurf 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


gen einer Anleihe ausmachen, die bis 
zum vierzehnten Tage vor Stellung des 
Antrages nach Maßgabe des Wertpapier- 
bereinigungsgesetzes vom 19. August 
1949 (WiGBl. S. 295) oder des Bereini- 
gungsgesetzes für deutsche Auslandsbonds 
vom 25. August 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 553) anerkannt worden oder die in 
anderer Weise als rechtsgültig ausstehend 
anzusehen sind; 

2. soweit Gläubiger von Schuldverschrei- 
bungen, die gemäß Nummer 1 anerkannt 
worden oder sonst als rechtsgültig aus- 
stehend anzusehen sind, spätestens am 
vierzehnten Tage vor dem Verhandlungs- 
termin (§ 83) schriftliche Einwendungen 
gegen das Regelungsangebot bei der 
Stelle erheben, bei der gemäß dem Rege- 
lungsangebot die alten Schuldverschrei- 
bungen oder Zinsscheine zum Umtausch 
einzureichen sind, dürfen die Forderungen 
dieser Gläubiger nicht einen Betrag von 
25 vom Hundert desjenigen Gesamtbe- 
trages erreichen, für den nach Maßgabe 
des Regelungsangebots Sicherheiten zu 
bestellen oder aufrechtzuerhalten sind. 

Die vorstehenden Vorschriften gelten nicht, 
falls die Änderung von Sicherheiten, die 
durch die gerichtliche Entscheidung herbei- 
geführt werden soll, nur in einer Herab- 
setzung des Betrages des Grundpfandrechts 
oder einer sonstigen Sicherheit besteht, um 
die Sicherheit dem in Nummer 2 genannten 
Gesamtbetrag der Schuld anzupassen, oder 
falls die Änderung nur darin besteht, daß 
an die Stelle einer Sicherungshypothek der 
in § 1187 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
bezeichneten Art, für die ein Vertreter nach 
§ 1189 des Bürgerlichen Gesetzbuches be- 
stellt ist, ein Grundpfandrecht zugunsten 
des Treuhänders oder eines sonst nach den 
Anleihebedingungen Berechtigten tritt.** 

2. Nach § 76 a wird folgender § 76 b ein- 
gefügt; 


76 b 

Sind im Ausland von einem Treuhänder 
gegen Hinterlegung einer einheitlichen 
Schuldverschreibung Teilzertifikate oder 
von einer Hinterlegungsstelle gegen Hinter- 
legung von Teilschuldverschreibungen Hin- 
terlegungszertifikate ausgegeben worden, so 
sind die Vorschriften des § 76 Abs. 3 sinn- 


2. unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


gemäß anzuwenden. Als Gläubiger gilt in- 
soweit der berechtigte Inhaber des als 
rechtsgültig ausstehend anzusehenden Teil- 
zertifikats oder Hinterlegungszertifikats." 


Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

Artikel III 

Das Gesetz tritt mit Wirkung von dem in 
§ 117 des Gesetzes zur Ausführung des Ab- 
kommens vom 27. Februar 1953 über deutsche 
Auslandsschulden bezeichneten Tage in Kraft. 


3. Nach § 108 a wird folgender § 108 b ein- 
gefügt: 

„1) Ausgabe von Schuldverschreibungen 
§ 108 b 

Schuldverschreibungen auf den In- 
haber und Orderschuldverschreibungen, 
die auf Grund des Abkommens in den 
Verkehr gebracht werden, bedürfen 
nicht der Genehmigung nach § 795 
Abs. 1 und § 808 a des Bürgerlichen 
Gesetzbuches." 

Artikel II 
unverändert 


Artikel III 
unverändert 
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